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Der Bundesminister 
für Gesundheitswesen 

I A3 - 10.05-209/69 


Bad Godesberg, den 27. März 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entwurf einer Trink wasserverordnung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Röhner, Wagner, 
Bauer (Wasserburg), Dr. Ritz, Gierenstein, Ehnes 
und Genossen 
— Drucksache V/3801 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die im Entwurf der Trink- 
wasser-Verordnung vorgesehenen jährlichen Pflichtuntersuchun- 
gen die milcherzeugenden landwirtschaftlichen Betriebe mit 
Einzelwasserversorgungsanlagen in der Bundesrepublik mit zu- 
sätzlichen jährlichen Untersuchungskosten je Betrieb und, sofern 
die Betriebe gezwungen würden, sich öffentlichen Wasserver- 
sorgungsanlagen anzuschließen, mit weiteren bis zu 800 DM 
jährlich ansteigenden Kosten belasten würden? 


Die im Entwurf vorgesehenen Regelungen über Qualitätsanfor- 
derungen an das Wasser und über Untersuchungspflichten ha- 
ben den Zweck sicherzustellen, daß im gesamten Bundesgebiet 
nur einwandfreies Trinkwasser und geeignetes Brauchwasser 
verwendet wird. Die Untersuchungspflichten, denen als Mittel 
einer wirksamen Kontrolle eine große Bedeutung zukommt, 
müssen alle Anlagen treffen, aus denen Wasser für die genann- 
ten Zwecke abgegeben oder entnommen wird. Es wäre nicht 
vertretbar, an Trinkwasser aus Einzelversorgungsanlagen ge- 
ringere Anforderungen zu stellen, als an solches aus öffentli- 
chen Versorgungsanlagen. Gerade Einzelwasserversorgungs- 
anlagen sind als Folge ihres Alters und fehlender Wartung oft 
in schlechtem Zustand und daher prädestiniert für eine bakteri- 
elle Verschmutzung. 
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An erster Stelle drohen hier Gefahren, die von faekalen Infek- 
tionen mit Typhus-, Paratyphus- und Ruhrerregern ausgehen. 
Sie können, wie die letzten zwanzig Jahre beweisen, zum Auf- 
treten explosionsartiger Epidemien führen, bei denen erfah- 
rungsgemäß alle Abwehrmaßnahmen zu spät kommen. Welch 
tragische Folgen Versäumnisse bei der Wartung von Trinkwas- 
serversorgungsanlagen und das Fehlen wirksamer Kontrollen 
bei Einzelwasserversorgungsanlagen haben können, haben die 
Typhus- und Paratyphusepidemien (bzw. Ruhrinfektionen) von 
Altötting (1948), Hagen/ W., Herne und Wanne-Eickel (1955), 
Betzdorf (1966) und Simmerath (1967) gezeigt, um nur einige 
wenige Beispiele zu nennen, die seinerzeit viel Aufsehen erregt 
haben. 

Unter dem Aspekt einer wirksamen Seuchenbekämpfung kom.mt 
daher gerade den Vorschriften für das Wasser aus solchen An- 
lagen eine besondere Bedeutung zu, wobei es gleichermaßen 
um die Abwehr übertragbarer Krankheiten für die Benutzer der 
Einzel Wasserversorgungsanlagen wie um den Schutz der All- 
gemeinheit vor Seuchengefahren geht. 

Der Entwurf der Trinkwasserverordnung bezieht daher alle 
Einzelwasserversorgungsanlagen gleichermaßen in seine Vor- 
schriften ein. Es muß ausdrücklich betont werden, daß die Un- 
tersuchungspflicht sich auf alle Haushalte und alle landwirt- 
schaftlichen Betriebe erstreckt, die Wasser aus solchen Anlagen 
verwenden. Von einer von der Trinkwasserversorgung künftig 
ausgehenden, einseitigen Belastung der milcherzeugenden land- 
v/irtschaftlichen Betriebe kann daher nicht die Rede sein. 

Die Untersuchungskosten betragen je Wasserversorgungsan- 
lage unterschiedlich nach Land zwischen 30 DM bis 66 DM bei 
Gewinnung von Trinkwasser aus gesundheitlich bedenklichem 
Rohwasser, das nicht nur entkeimt, sondern auch sorgfältig 
überwacht werden muß. Bei einwandfreiem Rohwasser belaufen 
sich die Aufwendungen auf mindestens 22,50 DM bis 48 DM 
jährlich (s. Drucksache V/2969). 

Es muß jedoch bemerkt werden, daß es sich bei diesen Kosten 
nicht in jedem Fall um „zusätzliche" Kosten handelt, weil nach 
den Vorschriften einiger Länder auch jetzt schon entsprechende 
Untersuchungen durchzuführen sind. 

Die Notwendigkeit der Einbeziehung der Einzelwasserversor- 
gungsanlagen in die Uberwachungspflicht wird im Grundsatz 
auch von den Ländern bejaht. So hat das Bayerische Staats- 
ministerium des Innern ausdrücklich gebeten, die von allen 
Vertretern der Länder grundsätzlich gebilligte Stellungnahme 
der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser bei der weiteren Beur- 
teilung des Entwurfes einer Trinkwasserverordnung insoweit 
zu berücksichtigen. In dieser Stellungnahme wird aber gerade 
betont, daß es unerläßlich ist, alle, auch die Einzelversorgungs- 
anlagen, in die Regelungen der Verordnung einzubeziehen und 
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insoweit zu einer so eindeutigen Formulierung zu kommen, 
daß kein Zweifel daran aufkommen kann, daß alle diese Anla- 
gen erfaßt werden. 

Fragen des Anschluß- oder Benutzungszwangs bei der öffentli- 
chen Wasserversorgung wird die Trinkwasserverordnung nicht 
regeln. Auch ist sie nicht darauf gerichtet, einen tatsächlichen 
Einfluß auf eine Ausweitung des Anschluß- und Benutzungs- 
zwanges auszuüben. Insoweit sind die einschlägigen kommunal- 
oder landesrechtlichen Regelungen maßgebend. Sich hieraus er- 
gebende Kosten entziehen sich der Beurteilung durch den Bund. 


2. Wird eine regelmäßige jährlidie Untersudiung des Wassers 
auch in Einzelversorgungsanlagen — in der Bundesrepublik 
sind noch rd. 1 Million Einzelversorgungsanlagen vorhanden — 
von den Untersuchungsbehörden bewältigt werden können? 


Die Zahl von 1 Million in der Bundesrepublik Deutschland vor- 
handener Einzelwasserversorgungsanlagen dürfte für die heu- 
tigen Verhältnisse nicht zutreffen und beruht offenbar auf Er- 
mittlungen aus dem Jahre 1961. Ein Vergleich des Ermittlungs- 
ergebnisses aus dem Jahre 1961 mit dem des Jahres 1963 zeigt 
einen erheblichen Rückgang in der Zahl der Einzelversorgungs- 
anlagen. Es besteht Grund zu der Annahme, daß sich dieser 
Trend in den folgenden Jahren noch verstärkt hat und auch fort- 
setzen wird. Genauere Angaben über die derzeitige Situation 
werden sich jedoch erst auf Grund der Wohnraumstatistik für 
das Jahr 1968 im Jahre 1970 machen lassen. Die Zahl der Einzel- 
wasserversorgungsanlagen hat sich jedenfalls im Vergleich zum 
Jahre 1961 erheblich verringert. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob die vorhandenen Untersu- 
chungseinrichtungen ausreichen, kann daher nicht von der Zahl 
von 1 Million ausgegangen werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die im Entwurf 
einer Trinkwasserverordnung vorgesehenen Untersuchungen 
in der Praxis durchgeführt werden können. 

Für die werksseitigen Untersuchungen, die dem Unternehmer 
oder sonstigen Inhaber einer Wasserversorgungsanlage oblie- 
gen, ist keine bestimmte Untersuchungsbehörde festgelegt. Der 
Inhaber der Wasserversorgungsanlage kann daher ein geeig- 
netes Laboratorium seiner Wahl mit diesen Untersuchungen 
beauftragen. Derartige Untersuchungsstellen sind in ausrei- 
chender Zahl im Bundesgebiet vorhanden. Für die Untersu- 
chungen, die dem Gesundheitsamt im Rahmen der Betriebsprü- 
fungen und laufenden Kontrollen obliegen, können ebenfalls 
qualifizierte öffentliche oder private Laboratorien herangezo- 
gen werden. Das Gesundheitsamt ist keinesfalls verpflichtet, 
diese Untersuchungen selbst vorzunehmen, sondern kann sich 
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hierzu Sachverständiger bedienen. Sollte es dabei zu Engpässen 
kommen, so müssen die zuständigen Stellen Sorge dafür tragen, 
daß zusätzliche Untersuchungsmöglichkeiten geschaffen werden. 


3. Stehen die Anforderungen an die jährlichen Untersuchungen bei 
Einzelversorgungsanlagen und der Effekt nicht in einem krassen 
Mißverhältnis gerade bei den kleinen milcherzeugenden land- 
wirtschaftlichen Betrieben, besonders im Hinblick darauf, daß 
Anlieferungsmilch — abgesehen von Vorzugsmilcherzeugern, 
für die bereits besondere Gesundheitsbestimmungen in Kraft 
sind — überhaupt nicht ohne entsprechende Be- und Verarbei- 
tung (Erhitzung) an Konsumenten geliefert wird? 

Es ist nicht richtig, die Kosten der Wasseruntersuchungen allein 
in ein Verhältnis zu ihrem Effekt bei der Milcherzeugung in den 
kleineren milcherzeugenden landwirtschaftlichen Betrieben zu 
setzen. Wie in der Antwort auf die erste Frage bereits ausge- 
führt worden ist, dient die Untersuchung des Wassers aus Ein- 
zelwasserversorgungsanlagen dazu, die Verwendung einwand- 
freien Trinkwassers und dort, wo Lebensmittel produziert oder 
behandelt werden, die Verwendung geeigneten Brauchwassers 
sicherzustellen und damit Gefahren von dem Benutzer der An- 
lage und der Allgemeinheit abzuwehren. Bei einer Gegenüber- 
stellung vom Nutzen der Untersuchungen und der für sie auf- 
zuwendenden Kosten darf der umfassende Zweck der Unter- 
suchungen des Wassers aus Einzel Versorgungsanlagen nicht 
übersehen werden. 

Davon abgesehen, ist es aber auch ein Irrtum anzunehmen, daß 
eine Verkeimung bei der Gewinnung und beim Transport der 
Milch durch eine spätere Be- und Verarbeitung völlig zu beseiti- 
gen wäre. Im übrigen werden noch immer etwa lOVo der im 
Bundesgebiet erzeugten Milchmenge direkt ab Hof abgegeben, 
wozu auch die Vorzugsmilch zu zählen ist. Bei dem Ab-Hof -Ver- 
kauf sollte die Güte der Markenmilch erreicht werden. Diese 
Milch darf entsprechend § 4 Nr. 2 der Markenmilchverordnung 
vom 31. Juli 1959 (Bundesanzeiger Nr. 147) nur mit solchen Ein- 
richtungen und Gegenständen in Berührung kommen, die vor- 
her gründlich gereinigt und desinfiziert worden sind; das hierzu 
bestimmte Wasser muß einer behördlich überwachten Wasser- 
versorgungsanlage entnommen werden. 

Ferner muß nach § 6 des Milchgesetzes die Milch vor jeder nach- 
teiligen Beeinflussung geschützt werden. Dazu gehört auch die 
Beeinflussung durch hygienisch bedenkliches Wasser, das bei 
der Reinigung der Milchgefäße Verwendung findet. 


4. ist die Bundesregierung bereit — falls keine Anpassung der Be- 
stimmungen im Entwurf der Trinkwasser-Verordnung an die 
Gegebenheiten landwirtsdiaftlicher Betriebe vorgenommen 
wird — sich dafür einzusetzen, daß Milchprodukte aus anderen 
Mitgliedsstaaten der EWG und aus Drittländern von der Einfuhr 
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in die Bundesrepublik Deutschland ausgeschlossen v/erden, wenn 
in diesen Landern die Milchproduzenten mit Einzelversorgungs- 
anlagen nicht den gleichen scharfen hygienischen Vorschriften 
unlcrworfen werden, wie die Produzenten in der Bundesrepu- 
blik, zumal die Anfragen des Bundesgesundlieitsministeriums 
ergeben haben, daß in den EWG-Läntiern die Einzelversor- 
gungsanlagen offensichtlich nicht der jährlichen Untcrsuchungs- 
riflicht unterliegen'' 


Die Antworten, die das Bundesministerinm für Gesundheits- 
wesen auf seine Anfrage aus den übrigen EWG-Ländern erhal- 
ten hat, sind zu wenig eindeutig, um daraus den Schluß ziehen 
zu können, daß in die.sen Ländern die Einzelwasserversorgungs- 
anlagen nicht der jährlichen Untersuchungspflicht unterliegen. 
Bei den Angaben für die Niederlande und Belgien ist dieser 
Schluß sicher keinesfalls erlaubt. Das Fehlen einschlägiger Be- 
stimmungen mit vergleichbaren Anforderungen in anderen Mit- 
gliedsstaaten würde aber auch die Bundesregierung nicht davon 
entlasten können, durch eine auf die Notwendigkeiten abge- 
stellte Regelung in der Trinkwasserverordnung die Verwen- 
dung einwandfreien Trink- und Brauchwassers im gesamten 
Bundesgebiet sicherzustellen. 

Im übrigen dürfen nach § 21 des Lebensmittelgesetzes grund- 
sätzlich keine Lebensmittel eingeführt werden, die nicht den in 
der Bundesrepublik Deutschland gellenden lebensmittelrecht- 
lichen Bestimmungen entsprechen. Dies gilt auch für die Ein- 
fuhren von Lebensmitteln aus Mitgliedsstaaten der EWG und 
aus Drittländern, solange keine entsprechenden Gemeinschafts- 
regelungen erlassen sind. Bei der Ausarbeitung dieser Gemein- 
.schaitsregelungen, die als Maßnahmen der Rechtsangleichung 
nach Artikel 100 des EWG-Vertrages einstimmig zu erlassen 
sind, wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß keine 
geringeren Anforderungen hinsichtlich der Verwendung von 
Trink- und Brauchwasser festgelegt werden als sie in den deut- 
schen Rechtsvorschriften enthalten sind. 


Käte Strobel 
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